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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Monika Kofler in der Beschwerdesache 

VN-KM NN, Adresse, 2700 Wiener Neustadt, über die Beschwerde vom 04.12.2019 gegen 

den Bescheid der belangten Behörde Finanzamt Neunkirchen Wr. Neustadt vom 

20.11.2019, betreffend Abweisung des Antrages auf Gewährung der Familienbeihilfe für 

NN VN-Sohn für den Zeitraum ab September 2019  zu Recht erkannt:  

  

Die Beschwerde wird gemäß § 279 BAO als unbegründet abgewiesen. 

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 

Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

Entscheidungsgründe 

Verfahrensgang: 

NN VN-KM, in der Folge mit Bf. bezeichnet, stellte am 11.9.2019 einen Antrag auf 

Gewährung der Familienbeihilfe. In diesem war als derzeitige Tätigkeit des Kindes VN-Sohn 

NN "Schule" angekreuzt und als voraussichtliches Ende der Ausbildung 1.9.21 angegeben. 

In einem Begleitschreiben dazu erklärte die Bf., ihr Sohn befinde sich seit 1.9.2019 in der 

Grundausbildung für den Exekutivdienst (Polizeischule). 

Vorgelegt wurde ein Sondervertrag vom 1.9.2019 gemäß § 36 VBG 1948 für die 

exekutivdienstliche Ausbildung, abgeschlossen zwischen der DIENSTGEBER für den Bund 

und VN-Sohn NN, geboren am GebDat. 

Dieser Vertrag enthielt folgende Punkte: 

"1. Organisationseinheit, die für den Bund abschließt: DIENSTGEBER 

1 von 10



Seite 2 von 10 
 

 

2. Vor- und Familiennamen: VN-Sohn NN 

3. Geburtsdatum: GebDat 

4. Beginn des Vertrages: 01. September 2019 

5. Befristung: Dieser Dienstvertrag ist auf 24 Monate befristet 

6. Dienstort/ örtlicher Verwaltungsbereich: Dienstbehörde ist die DIENSTGEBER. 

Der jeweilige Dienstort wird nach dem Verwendungsbedarf von der Dienstbehörde 

festgelegt. 

Über Auftrag der Dienstbehörde ist eine Dienstleistung im Bereich aller anderen LPD 

jederzeit möglich. 

7. Beschäftigungsart: VB des Bundes mit Sondervertrag für die exekutivdienstliche 

Ausbildung 

8. Entlohnungsschema: siehe Punkt 15. Sonderbestimmungen 

9. Besoldungsdienstalter: Für die Dauer dieses Dienstverhältnisses finden die §§ 19 und 26 

VBG 1948 keine Anwendung. 

Die in diesem Ausbildungsverhältnis zurückgelegte Dienstzeit wird im Falle der Übernahme 

in ein öffentlich rechtliches Dienstverhältnis oder im Falle eines unbefristeten 

Dienstverhältnisses nach dem VBG 1948 zur Gänze angerechnet. 

10. Art der Grundausbildung: Diese Grundausbildung beinhaltet Präsenzausbildungen in 

einem Bildungszentrum der Sicherheitsakademien und wird durch Berufspraktiken auf 

Polizeidienststellen ergänzt. 

11. Beschäftigungsausmaß: Vollbeschäftigung 

12. Der Dienstnehmer wird auf Grund der sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen bei 

der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter als Angestellter versichert. 

13. Auf dieses Vertragsverhältnis finden die Bestimmungen des VBG und seiner 

Durchführungsverordnungen in der geltenden Fassung Anwendung, soweit in diesem 

Vertrag nichts Anderes bestimmt ist. 

14. Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrag unterliegen den Bestimmungen des Arbeits- 

und Sozialgerichtsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

15. Sonderbestimmungen: 
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15.1 Als Ausbildungsbeitrag gebührt ein monatliches Entgelt in der Höhe des Gehaltes einer 

Beamtin oder eines Beamten des Exekutivdienstes der Verwendungsgruppe E2c 

Gehaltsstufe 1. Die Bestimmungen des § 8a Abs. 2 VBG (Sonderzahlung) sind anzuwenden. 

Über die in den §§ 16 und 22 VBG iVm den §§ 16, 17, 17a und 17b GehG 1956 

vorgesehenen Vergütungen gebühren während der ersten 12 Monate des 

Vertragsverhältnisses keinerlei sonstige pauschalierten Zulagen und Nebengebühren. 

Ab dem 13. Monat des Vertragsverhältnisses gebühren überdies die für Beamte der 

Verwendungsgruppe E2c vorgesehenen exekutivspezifischen Zulagen und Nebengebühren. 

15.2 Soweit es für den Ausbildungserfolg erforderlich ist und eine tägliche Anreise vom 

Wohnort zum Ausbildungsort sowie eine Rückreise vom Ausbildungsort zum Wohnort nicht 

zumutbar ist. kann der Dienstgeber für die Dauer der im Bildungszentrum stattfindenden 

Schulung im Rahmen der Grundausbildung eine Unterkunft unentgeltlich von Amts wegen 

zur Verfügung stellen. 

15.3 Betreffend die Abgeltung von Dienstreisen nach der Reisegebührenvorschrift 1955 ist 

die Gebührenstufe 1 heranzuziehen. 

15.4 Der Dienstgeber kann das Ausbildungsverhältnis bei mangelndem Ausbildungserfolg 

innerhalb einer Frist von 2 Wochen auflösen. 

Ein allfälliger Urlaubsanspruch ist innerhalb dieser Frist zu verbrauchen. 

15.5 Sie sind berechtigt die Verwendungsbezeichnung „Aspirant/in“ zu führen. 

Mit Bescheid vom 20.11.2019 wies das Finanzamt den Antrag vom 11.9.2019 auf 

Gewährung der Familienbeihilfe für VN-Sohn NN für den Zeitraum ab September 2019 ab. 

Begründend führte das Finanzamt die geltenden gesetzlichen Bestimmungen an und 

erklärte, der Antrag auf Gewährung der Familienbeihilfe für VN-Sohn habe abgewiesen 

werden müssen, da es sich bei der exekutivdienstlichen Ausbildung um eine 

Berufsausübung und nicht um eine Berufsausbildung im Sinne des FLAG 1967 handle. 

Verwiesen wurde auf das VwGH-Erkenntnis vom 18.12.2018 Ra 2018/16/0203. 

Gegen diesen Bescheid erhob die Bf. Beschwerde und führte begründend wie folgt aus: 

"Der Abweisungsbescheid des Finanzamtes Neunkirchen Wr. Neustadt vom 

20. November 2019, ohne GZ, verletzt mich in meinem subjektiven Recht. Diese 

Rechtsverletzung ergibt sich im Detail aus folgenden Überlegungen: 

ISd § 2 Abs 1 lit b Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967) besteht der Anspruch 

auf Familienbeihilfe bei Personen, die im Bundesgebiet einen Wohnsitz haben, für ein 

volljähriges Kind, welches das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und für einen Beruf 
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ausgebildet wird. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fallen unter den Begriff 

der "Berufsausbildung" alle Arten schulischer oder kursmäßiger Ausbildung, in deren 

Rahmen noch nicht berufstätigen Personen ohne Bezugnahme auf die spezifischen 

Tätigkeiten an einem konkreten Arbeitsplatz für das künftige Berufsleben erforderliches 

Wissen vermittelt wird (VwGH 1.3.2007, 2006/15/0178, 20.2.2008, 2016/15/0076, 

18.11.2008, 2007/15/0050). Für die Qualifikation als Berufsausbildung ist nicht allein der 

Lehrinhalt bestimmend, sondern auch die Art der Ausbildung und deren Rahmen. 

 Mein Sohn NN VN-Sohn hat am 01. September 2019 die Polizeigrundausbildung im 

Bildungszentrum Wien - aufgrund eines Sondervertrages nach § 36 VBG 1948 für die 

exekutivdienstliche Ausbildung begründeten - privatrechtlichen Dienstverhältnis zum Bund 

(§ 1 Abs. 1 VBG) - begonnen. 

Die im angefochtenen Abweisungsbescheid angeführte Begründung, wonach ein öffentlich-

rechtliches Dienstverhältnis (einschließlich Grundausbildung oder Ausbildungsphase/n) 

hingegen bereits als „Berufsausübung" zu werten ist und nicht die 

Tatbestandsvoraussetzungen nach § 2 Abs 1 lit b FLAG 1967 erfüllt, weshalb in diesem 

Zusammenhang kein Anspruch auf Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag besteht (vgl. 

VwGH Ra 2018/16/0203 vom 18.12.2018) geht ins Leere, da in casu meine Sohn keine 

fremden- und grenzpolizeiliche exekutivdienstliche Ausbildung absolviert. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat sehr deutlich den Unterschied der im Bereich des 

Bundesministeriums für Inneres vorhandenen exekutivdienstlichen Ausbildungen 

aufgearbeitet: 
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Der Verwaltungsgerichtshof hat ferner festgehalten, dass es unstrittig ist, dass die 

Basisausbildung der Grundausbildung für die exekutivdienstliche Verwendung im fremden- 

und grenzpolizeilichen Bereich (Dauer 6 Monate) und die Ergänzungsausbildung zur 

Grundausbildung für den Exekutivdienst (9 Monate) als Berufsausbildung im Sinne des 

Familienlastenausgleichsgesetzes anzusehen sind. 

Das Finanzamt Neunkirchen Wr. Neustadt hat unzutreffend und rechtswidrig eine 

Ausbildungsphase der fremden- und grenzpolizeilichen exekutivdienstlichen Ausbildung, die 

keinen Anspruch auf Familienbeihilfe begründet (weil das FLAG 1967 den Begriff der 

Ausbildungsphase nicht kennt) bei der 24-monatigen durchgehenden Ausbildung meines 

Sohnes angenommen. 

Dass im Zuge einer Berufsausbildung praktische und nicht nur theoretische Kenntnisse 

vermittelt werden können und etwa im Praktikum zu vermittelnde praktische 

Grundkenntnisse unter die Berufsausbildung fallen, hat der Verwaltungsgerichtshof etwa 

im Erkenntnis vom 22. Dezember 2011, 2009/16/0315, ausgesprochen. Wie sich auch aus § 

5 Abs. 1 lit. b FLAG ergibt, fällt unter eine Berufsausbildung auch ein "duales System" der 

Ausbildung zu einem anerkannten Lehrberuf (VwGH 14.12.2015, Ro 2015/16/0005; zur 

Berufsausbildung im Rahmen einer Lehre VwGH 26.5.2011, 2011/16/0077). 

Die 24-monatige - nicht durch Ausbildungsphasen unterbrochene - durchgehende 

Grundausbildung für den Exekutivdienst, welche meine Sohn absolviert, ist daher als eine 

Berufsausbildung anzusehen und begründet den Anspruch auf Familienbeihilfe gem § 2 Abs 

1 lit b FLAG 1967." 

Die Bf. stellte abschließend den Antrag, den angefochtenen Bescheid vom 20. November 

2019, ohne GZ, aufzuheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen, ihrem 

Antrag stattgebenden Bescheides an das Finanzamt Neunkirchen Wr. Neustadt 

zurückzuverweisen, in eventu den angefochtenen Bescheid dahingehend abzuändern, dass 

ihrem Antrag auf Familienbeihilfe für ihren Sohn NN VN-Sohn ab September 2019 

stattgegeben wird. 

Das Finanzamt wies die Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung vom 24.02.2020 als 

unbegründet ab und führte begründend wie folgt aus: 

"Für volljährige Kinder steht Familienbeihilfe nur unter bestimmten, im § 2 Abs. 1 lit. b bis e 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967) in der ab 1. März 2011 gültigen Fassung 

genannten Voraussetzungen zu. 

Als anspruchsbegründend wird Folgendes bestimmt: 

- Zeiten einer Berufsausbildung bzw. -fortbildung 

- Zeiten zwischen dem Abschluss einer Schulausbildung und dem frühestmöglichen Beginn 

bzw. der frühestmöglichen Fortsetzung der Berufsausbildung 
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- Zeiten zwischen der Beendigung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes und 

dem Beginn bzw. der frühestmöglichen Fortsetzung der Berufsausbildung 

- das dauernde Unvermögen, sich selbst wegen einer Behinderung Unterhalt zu verschaffen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 lit. b Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967) steht 

Familienbeihilfe nur dann zu, wenn das Kind in Berufsausbildung steht. Die wesentlichen 

Merkmale einer Berufsausbildung im Sinnes des Gesetzes sind praktischer und theoretischer 

Unterricht, bei dem fachspezifisches, nicht auf Allgemeinbildung ausgerichtetes Wissen 

vermittelt wird, eine angemessene Unterrichtsdauer, sowie die Verpflichtung zur Ablegung 

einer Abschlussprüfung. 

Ihr Sohn VN-Sohn hat im 09/2019 die exekutivdienstliche Ausbildung in der DG begonnen. 

Da die Berufsausübung und nicht die Berufsausbildung im Vordergrund steht, kann die 

Familienbeihilfe für diese Art der Ausbildung gemäß dem VwGH Erkenntnis 

RA2018/16/0203 vom 18.12.2018 nicht gewährt werden." 

Die Bf. stellte einen Vorlageantrag. 

Das Finanzamt legte die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor und 

führte wie folgt aus: 

"Sachverhalt: 

Von der Beschwerdeführerin wurde ein Antrag auf Gewährung der Familienbeihilfe 

eingebracht, da der Sohn eine exekutivdienstliche Ausbildung absolvierte. Da es sich nach 

Ansicht des Finanzamtes um eine Berufsausübung und nicht um eine Berufsausbildung 

handelt, erfolgte ein Abweisungsbescheid. 

Beweismittel: 

Siehe Beilagen (Anm: die im Vorlagebericht angeführten Aktenteile) 

Stellungnahme: 

Unter Hinweis auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes RA 2018/16/0203 vom 

18.12.2018 beantragt das Finanzamt die Beschwerde abzuweisen, da keine 

Berufsausbildung im Sinne des FLAG vorliegt. " 

Sachverhalt und Streitpunkte: 

VN-Sohn NN, der Sohn der Bf. schloss unbestritten einen auf zwei Jahre befristeten 

Dienstvertrag, Dienstbeginn 1.9.2019, mit der DIENSTGEBER ab, welche den Vertrag für 

den Bund unterfertigte. Ziel des Vertrages war die Absolvierung der exekutivdienstlichen 

Grundausbildung, welche Voraussetzung für eine weitere Beschäftigung im 

Bundesdienst ist. Die in diesem Ausbildungsverhältnis zurückgelegte Dienstzeit sollte im 

Falle der Übernahme in ein öffentlich rechtliches Dienstverhältnis oder im Falle eines 

unbefristeten Dienstverhältnisses nach dem VBG 1948 zur Gänze angerechnet werden. 
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Der Sachverhalt steht unstrittig fest. Strittig ist, ob die Bf. für die Dauer dieser Ausbildung 

Anspruch auf Gewährung der Familienbeihilfe für VN-Sohn hatte oder nicht. 

Rechtlich ist der unstrittige Sachverhalt wie folgt zu beurteilen: 

Gemäß § 2 Abs. 1 lit. b Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG) in der geltenden 

Fassung, haben Personen Anspruch auf Familienbeihilfe, die im Bundesgebiet einen 

Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, für volljährige Kinder, die das 

24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die für einen Beruf ausgebildet oder in 

einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn ihnen durch den 

Schulbesuch die Ausübung ihres Berufes nicht möglich ist. 

Dem Gesetzestext kann entnommen werden, dass zwischen Ausbildung und 

Berufsausübung zu unterscheiden ist. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat dazu in seinem Erkenntnis vom  18.12.2018, 

Zl. Ra 2018/16/0203, begründend u.a. wie folgt ausgeführt: 

„     11 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fallen unter den 

Begriff der "Berufsausbildung" alle Arten schulischer oder kursmäßiger Ausbildung, in deren 

Rahmen noch nicht berufstätigen Personen ohne Bezugnahme auf die spezifischen 

Tätigkeiten an einem konkreten Arbeitsplatz für das künftige Berufsleben erforderliches 

Wissen vermittelt wird (VwGH 1.3.2007, 2006/15/0178, 20.2.2008, 2016/15/0076, 

18.11.2008, 2007/15/0050). Für die Qualifikation als Berufsausbildung ist nicht allein der 

Lehrinhalt bestimmend, sondern auch die Art der Ausbildung und deren Rahmen. Ziel einer 

Berufsausbildung in diesem Sinn ist es, die fachliche Qualifikation für die Ausübung des 

angestrebten Berufes zu erlangen. Das Ablegen von Prüfungen, die in einer 

Ausbildungsvorschrift vorgesehen sind, ist essentieller Bestandteil der Berufsausbildung 

(VwGH 8.7.2009, 2009/15/0089). Dass im Zuge einer Berufsausbildung praktische und nicht 

nur theoretische Kenntnisse vermittelt werden können und etwa im Praktikum zu 

vermittelnde praktische Grundkenntnisse unter die Berufsausbildung fallen, hat der 

Verwaltungsgerichtshof etwa im Erkenntnis vom 22. Dezember 2011, 2009/16/0315, 

ausgesprochen. Wie sich auch aus § 5 Abs. 1 lit. b FLAG ergibt, fällt unter eine 

Berufsausbildung auch ein "duales System" der Ausbildung zu einem anerkannten 

Lehrberuf (VwGH 14.12.2015, Ro 2015/16/0005; zur Berufsausbildung im Rahmen einer 

Lehre VwGH 26.5.2011, 2011/16/0077). 

     12 Im Revisionsfall stand der Sohn des Revisionswerbers seit 1. Jänner 2016 in einem -

 aufgrund eines Sondervertrages nach § 36 VBG begründeten - privatrechtlichen 

Dienstverhältnis zum Bund (§ 1 Abs. 1 VBG). Weiters traf das Verwaltungsgericht die 

Feststellung, dass der Sohn des Revisionswerbers in der Zeit von Juli 2016 bis einschließlich 
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August 2017 seinen Dienst als Grenzpolizist ausgeübt habe. Von einer 

Berufsausbildungsphase während dieser Zeit könne keine Rede sein. Eine solche sei von 

Dienstgeberseite auch nicht beabsichtigt, wie sich an der dienst- und gehaltsrechtlichen 

Stellung und dem Fehlen jeglicher Ausbildungsordnung zeige. 

     13 Die Revision zieht, wie bereits dargelegt, die vom Verwaltungsgericht getroffenen 

Sachverhaltsfeststellungen nicht in Zweifel; sie führt demgegenüber ins Treffen, dass die 

gesamte "Ausbildungsphase" des Dienstverhältnisses als solche im Sinn des FLAG zu werten 

sei. 

Dieser Argumentation kann schon insofern nicht gefolgt werden, als das FLAG den 

Begriff einer "Ausbildungsphase" nicht kennt. 

     14 Zwar spricht das Verwaltungsgericht auch davon, dass laut der vorgelegten 

Vertragsschablone für den Sondervertrag nach § 36 VBG in den ersten sechs Monaten des 

Dienstverhältnisses eine Grundausbildung erfolge und die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer sich auf Anordnung der Personalstelle nach einer Dauer des 

Dienstverhältnisses von zwei Jahren einer Ergänzungsausbildung zum Exekutivbeamten 

(E2b) zu unterziehen und mit dieser Ergänzungsausbildung die Grundausbildung für den 

Exekutivdienst erfolgreich abzuschließen sei. 

     15 Dies ist allerdings vor dem Hintergrund der maßgebenden dienstrechtlichen 

Bestimmungen zu sehen: 

§ 66 VBG über die "Ausbildungsphase" des Vertragsbediensteten trifft nähere 

Bestimmungen über die besoldungsrechtliche Einordnung des Vertragsbediensteten "am 

Beginn des Dienstverhältnisses bis zum Abschluss der Ausbildungsphase" (Abs. 1) und über 

die Dauer der Ausbildungsphase (Abs. 2 - in der Entlohnungsgruppe v4 das erste Jahr des 

Dienstverhältnisses). Den ErläutRV 1561 BlgNR 20. GP zur Neufassung des § 66 VBG durch 

das Vertragsbedienstetenreformgesetz, BGBl. I Nr. 10/1999, zufolge ist in der ersten Zeit 

des Dienstverhältnisses (Ausbildungsphase) vom Vertragsbediensteten noch nicht die 

vollwertige Ausübung aller Aufgaben seines Arbeitsplatzes zu erwarten. 

§ 67 Abs. 1 VBG verweist nunmehr auf den 3. Abschnitt des Allgemeinen Teils des 

BDG 1979, der wiederum in seinem 1. Unterabschnitt über die dienstliche Ausbildung als 

Maßnahme der Personal- und Verwaltungsentwicklung in § 23 Abs. 1 BDG 1979 bestimmt, 

dass die dienstliche Ausbildung dem Beamten die für die Erfüllung seiner Aufgaben 

erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten vermitteln, sie erweitern und 

vertiefen soll. Der 2. Unterabschnitt über die Grundausbildung bestimmt in § 25 

Abs. 1 leg. cit. näher, die Grundausbildung hat die Grund- und Übersichtskenntnisse sowie 

fachliche, soziale und methodische Fähigkeiten, die für den vorgesehenen Aufgabenbereich 
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erforderlich sind, zu vermitteln. Überdies soll die Grundausbildung zur Erfüllung von 

Ernennungs- oder Definitivstellungserfordernissen führen. 

Nach § 26 Abs. 1 BDG 1979 haben die obersten Dienstbehörden für ihren 

Zuständigkeitsbereich die Grundausbildung durch Verordnung zu regeln 

(Grundausbildungsverordnung). 

     16 Absolviert der öffentlich Bedienstete (hier: in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis 

zum Bund nach § 1 Abs. 1 VBG) seine Grundausbildung oder Ausbildungsphase erfolgreich, 

hat dies nicht eine Überstellung in ein anderes (öffentliches oder öffentlich-rechtliches) 

Dienstverhältnis zur Folge. Dem öffentlich Bediensteten soll die für seine erfolgreiche 

Verwendung notwendige Ausbildung in seinem Dienstverhältnis vermittelt werden (vgl. die 

zit. ErläutRV zu § 66 VBG), worin bereits die Ausübung eines Berufs liegt. 

     17 Der Umstand, dass der öffentlich Bedienstete in der ersten Zeit seines 

Dienstverhältnisses im Rahmen einer Grundausbildung oder Ausbildungsphase die für die 

Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 

erlangen soll, nimmt dem Dienstverhältnis auch nicht zum Teil die Qualität eines Berufs. 

     18 Mit einer Berufsausübung sind die Tatbestandsvoraussetzungen in § 2 

Abs. 1 lit. b FLAG nicht erfüllt. Schon deshalb ermangelte es (auch) während des 

revisionsgegenständlichen Zeitraumes eines Anspruchs auf Familienbeihilfe und 

Kinderabsetzbeträge.“ 

Auch wenn in dem Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes, gegen welches sich die Revision 

richtete, über welche der Verwaltungsgerichtshof mit dem angeführten Erkenntnis 

entschieden hat, über die Familienbeihilfe für ein Kind abgesprochen wurde, dass sich zum 

strittigen Zeitpunkt nicht mehr in der Grundausbildung befunden hat, enthält das 

Erkenntnis eine grundsätzliche Aussage dahingehend, dass im Falle des Eintritts in ein 

Dienstverhältnis zum Bund bereits von einer Berufsausübung auszugehen ist, die einen 

Familienbeihilfenanspruch ausschließt, auch wenn in dieser Zeit im Auftrag des 

Dienstgebers eine Grundausbildung oder Ausbildungsphase absolviert wird. 

Wird also dem öffentlich Bediensteten die für seine erfolgreiche Verwendung notwendige 

Ausbildung im Rahmen seines Dienstverhältnisses vermittelt (etwa in Form einer 

Grundausbildung), liegt darin bereits die Ausübung eines Berufes. Diese Linie wird 

nunmehr auch in ständiger Judikatur des Bundesfinanzgerichtes vertreten (vgl. u.a. BFG 

vom 07.10.2019, RV/2101014/2019, vom 12.2.2020, RV/7106079/2019 und vom 3.3.2020, 

RV/7100641/2020). 

Der Beschwerde konnte daher keine Folge gegeben werden. 

9 von 10



Seite 10 von 10 
 

 

Zulässigkeit einer Revision 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere 

weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine 

solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Das Erkenntnis weicht nicht von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab. 

Eine Revision gegen dieses Erkenntnis ist daher nicht zulässig. 

  

  

Wien, am 13. Mai 2020 
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